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I. 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung 
mit Entschlief3iing vom 4. Mai 1961 ersucht, bis 
zum 31. Dezember 1962 zu berichten, welche Erfah- 
rungen aufgrund der neuen Rechtslage bei der 
Durchsetzung von Rechtsansprüchen unehelicher 
Kinder gegenüber Angehörigen der ausländischen 
Streitkräfte gesammelt worden sind. Wie die Bun- 
desregierung in ihrem Zwischenbescheid vom 
10. Januar 1963 - Drucksache IV/908 - und in ihren 
Antworten auf die Kleinen Anfragen der Fraktion 
der SPD vom 2. Januar 1964 - Drucksache IV/1803 - 
und vom 19. Oktober 1964 - Drucksache IV/2637 - 
ausgeführt hat, waren die für den Bericht in Aus- 
sicht genommenen Fristen nicht ausreichend. 

Die Bundesregierung hat nunmehr nach Ablauf von 
zwei Jahren seit dem Inkrafttreten des NATO- 
Truppenstatuts und der Zusatzvereinbarungen am 

1. Juli 1963 einen ersten Überblick über die ge- 
wonnenen Erfahrungen erhalten. Die obersten Lan- 
desjugendbehörden, die Landesjustizverwaltungen 
und die in Frage kommenden Auslandsvertretun- 
gen haben jedoch übereinstimmend darauf hinge- 
wiesen, daß ihres Erachtens die seit dem 1. Juli 
1963 vergangene Zeit noch zu kurz sei, um ein end- 
gültiges Urteil über die Auswirkungen der neuen 
Verträge abgeben zu können. Die Bundesregierung 
teilt diese Auffassung und erstattet aufgrund der 
bisher vorliegenden Unterlagen den folgenden Be- 
richt: 


II. 

Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen gegenüber 

in der Bundesrepublik Deutschland stationierten 

Mitgliedern ausländischer Streitkräfte 

1. Ermittlung der Anschriften 

Die obersten Landesjugendbehörden steilen bei 
der Ermittlung von Anschriften der im Bundes- 
gebiet stationierten Mitglieder ausländischer 
Streitkräfte im allgemeinen eine gute Zusam- 
menarbeit mit den Militärdienststellen aller Ent- 
sendestaaten fest. 

2. Ladungen zur freiwilligen Vaterschaf tsanerken- 
nung 

Ladungen zur freiwilligen Vaterschaftsanerken- 
nung durch das Jugendamt, den Notar oder das 
Vormundschaftsgericht werden im allgemeinen 
reibungslos zugestellt [Artikel 37 Abs. 1 des 
Zusatzabkommens (ZA)]. 

3. Freiwillige Vaterschaftsanerkennung und frei- 
willige Unterhaltsverpflichtung 

a) Dem Deutschen Bundestag sind bereits in der 
Anlage II a zur Begründung des Entwurfs 
eines Gesetzes zum NATO-Truppenstatut und 
zu den Zusatzvereinbarungen, Seite 77 ff., 
Maßnahmen mitgeteilt worden, die für den 
Bereich der amerikanischen Streitkräfte zuge- 
sagt worden sind. Die Erfahrungen der Ju- 
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gendämter mit der Hilfeleistung der Kom- 
mandeure und Einheitsführer bei der Heran- 
ziehung zur freiwilligen Unterhaltsleistung 
sind unterschiedlich. Insgesamt gesehen hat 
sich die Mitwirkung der Kommandeure als 
nicht sehr wirksam erwiesen. Manche Vorge- 
setzten hören die als Kindesväter in Anspruch 
Genommenen zur Sache; die Soldaten haben 
aber das Recht, eine Stellungnahme über- 
haupt abzulehnen. Andere Vorgesetzte be- 
rufen sich darauf, keinen dienstlichen Druck 
in ausschließlich privaten Angelegenheiten 
ausüben zu können. 

übereinstimmend ergibt sich aus den Erfah- 
rungen der Jugendämter für die Streitkräfte 
aller Entsendestaaten, daß es selbst bei gut- 
willigen und ernsten Bemühungen der Vorge- 
setzten nur in wenigen Fällen gelingt, ein 
freiwilliges Vaterschaftsanerkenntnis zu er- 
reichen. Bei ungenauen Angaben zur Person 
treten Verzögerungen ein, die zur Folge ha- 
ben können, daß der Soldat bei Eingang der 
Antwort schon versetzt oder in die Heimat 
entlassen ist. 

b) Den Vorladungen der Jugendämter leistet 
nur ein geringer Teil der Soldaten Folge, 
und wiederum nur ein Teil von diesen ist zur 
Vaterschaftsanerkennung bereit. In manchen 
Fällen haben sich Vorladungen von Gerich- 
ten und Notaren als v/irksamer erwiesen als 
Vorladungen der Jugendämter. Die Zahl der 
freiwilligen Vaterschaftsanerkenntnisse und 
Unterhaltsverpflichtimgen ist nach den vor- 
liegenden Berichten gering; sie geht z, B. nach 
den Angaben eines Großstadtjugendamtes 
nicht über 1 bis 2 Vo der als Kindesväter be- 
nannten Soldaten hinaus. (Für diese Groß- 
stadt tritt - auch wegen der Schwierigkeiten 
der Zwangsvollstreckung - ein jährlicher 
Ausfall von ca. 500 000 DM an Unterhaltsgel- 
dern ein, der zum Teil von der Sozialhilfe ge- 
tragen wird.) Im Jahre 1963 sind nach der 
Statistik der öffentlichen Jugendhilfe im Bun- 
desgebiet 879 freiwillige Anerkennungen 
durch Angehörige der ausländischen Streit- 
kräfte erfolgt. 

c) Auch ein Anerkenntnis und eine Unterhalts- 
Verpflichtung bedeuten aber noch nicht, daß 
Unterhalt in jedem Falle oder für längere 
Zeit geleistet wird. Die Unterhaltszahlungen 
bleiben meist aus, wenn die Verbindung zur 
Kindesmutter abgebrochen wird. In einigen 
Fällen werden von den US-Militärbehörden 
Waisenrenten nach dem verstorbenen oder 
gefallenen Vater gezahlt. 

4. Unterhaltsklagen 

Die deutsche Gerichtsbarkeit in Unterhaltssachen 

wird von den Entsendestaaten nicht mehr in 

Zweifel gezogen. Die Zustellung der Klagen nach 


Artikel 32 des Zusatzabkommens geht nach 
übereinstimmenden Berichten der Landesjugend- 
behörden und Landesjustizverwaltungen meist 
reibungslos vonstatten. Vor allem ist die früher 
oft beanstandete Verzögerung von Verfahren 
infolge der langen Dauer, die Zustellung und 
Ladungen in Anspruch nahmen, nicht mehr zu 
beobachten. Die Erfahrungsberichte der Landes- 
justizverwaltungen vermitteln insgesamt den 
Eindruck, daß die bestehenden vertraglichen Re- 
gelungen - unter der Voraussetzung einer 
echten Mitwirkungsbereitschaft der örtlichen 
Militärbehörden und unter Berücksichtigung der 
Erschwerungen, die der Verkehr mit ausländi- 
schen Militärbehörden und Militärpersonen im- 
mer mit sich bringen wird - als geeignete Grund- 
lage für die Durchführung gerichtlicher Erkennt- 
nisverfahren im Bundesgebiet angesehen werden 
können. 

Die notwendige Mitwirkungsbereitschaft der 
örtlichen Militärbehörden ist allerdings nach den 
Erfahrungen der Landesjugendbehörden nicht 
immer gegeben. Sehr häufig ist festzustellen, daß 
der Kindesvater schon bei der ersten Inanspruch- 
nahme oder während des Klageverfahrens, spä- 
testens nach Erlaß des Urteils, in die Heimat 
oder in ein anderes Land versetzt worden ist. 
Viele Jugendämter konnten aus diesem Grunde 
keine einzige Unterhaltsklage mit Erfolg zu 
Ende führen. Inwieweit solche Versetzungen den 
militärischen Erfordernissen entsprechen, ist 
schwer zu beurteilen. Bei Einzelversetzungen ha- 
ben die obersten Jugendbehörden aufgrund der 
Beobachtungen der Jugendämter übereinstim- 
mend den Eindruck gewonnen, daß häufig ein 
Zusammenhang zwischen der Inanspruchnahme 
und der Versetzung besteht. 

Die Durchführung von Unterhaltsklagen wird oft 
dadurch verzögert, daß die Kindesväter die Ein- 
rede des Mehrverkehrs erheben. Sind die als 
Mehrverkehrszeugen benannten Soldaten in- 
zwischen in die Heimat zurückversetzt, so tritt 
durch die Notwendigkeit ihrer Vernehmung im 
Ausland eine erhebliche Verzögerung ein; in- 
zwischen ist erfahrungsgemäß der Beklagte meist 
ebenfalls versetzt worden. 

5. Zwangsvollstreckung 

Gegenwärtig kann nicht festgestellt werden, daß 
sich die Hilfe der Militärbehörden bei der Durch- 
setzung vollstreckbarer deutscher Unterhaltstitel 
gemäß Artikel 34 Abs. 1 ZA über Einzelfälle 
hinaus als wirksam erweist. Dienstliche Nach- 
teile für nachlässige Unterhaltsschuldner oder 
die Durchführung von Disziplinarverfahren sind 
bisher nicht bekanntgeworden. 

Es besteht kaum irgendwelche Erfolgsaussicht für 
eine formelle Zwangsvollstreckung. Gegenüber 
den Soldaten der amerikanischen, kanadischen 
und britischen Streitkräfte ergibt sich dies schon 
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aus der Unmöglichkeit einer Pfändung ihres 
Soldes und ihrer sonstigen Bezüge nach dem 
gemäß Artikel 34 Abs. 3 ZA maßgeblichen in- 
nerstaatlichen Recht der Entsendestaaten. Be- 
wegliches Vermögen ist nur selten greifbar, 
meist geringwertig, wegen drohender Vollstrek- 
kung veräußert oder wegen Unentbehrlichkeit 
unpfändbar. Einmalige Sachpfändungen sind 
außerdem nicht geeignet, die Zahlung eines 
laufenden Unterhalts zu ermöglichen. Die ober- 
sten Landesjugendbehörden einiger Länder be- 
tonen, daß ihnen keine einzige erfolgreiche 
Pfändung gegen Stationierungssoldaten bekannt- 
geworden ist. Die Unterstützung, die dem Ge- 
richtsvollzieher bei der Durchsetzung des Voll- 
streckungsauftrages durch die Militärdienststel- 
len gewährt wird, ist nach den Berichten unter- 
schiedlich und von der Einstellung des jeweili- 
gen Einheitsführers abhängig, 

III. 

Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen gegenüber 

Mitgliedern der ausländischen Streitkräfte, die nicht 

mehr im Bundesgebiet stationiert sind 

1. Der Bereich, auf den sich die Erfahrungen der 
deutschen Auslandsvertretungen beziehen, näm- 
lich die Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen 
gegen Mitglieder der Streitkräfte, die wieder in 
ihren Heimatstaat zurückgekehrt sind, hängt 
nicht unmittelbar mit den im NATO-Truppen- 
statut und seinen Zusatzvereinbarungen getrof- 
fenen Regelungen zusammen. Diese Verträge 
regeln nur die Beziehungen zu den ausländischen 
Streitkräften und ihren Mitgliedern während der 
Dauer der Stationierung im Bundesgebiet. Un- 
eheliche Kinder solcher Mitglieder der Streit- 
kräfte, die sich nicht mehr im Bundesgebiet auf- 
halten, befinden sich grundsätzlich in derselben 
Lage wie in der Bundesrepublik Deutschland 
lebende uneheliche Kinder anderer Ausländer, 
die sich im Ausland befinden. 

2. Ermittlung der Anschriften 

Die obersten Jugendbehörden einiger Länder be- 
richten von der Bereitwilligkeit der amerikani- 
schen und der kanadischen Militärbehörden, nach 
der Rückversetzung des Soldaten in die Eleimat 
die Militäranschrift mitzuteilen, jedoch endet 
diese Hilfeleistung mit der Entlassung aus dem 
Militärdienst. Nach der Entlassung werden die 
Schreiben der deutschen Stellen an den ehemali- 
gen Soldaten lediglich weitergeleitet. Die Privat- 
anschrift nach der Entlassung wird nicht preis- 
gegeben, Bei den britischen und französischen 
Streitkräften blieben die Versuche, nach Ver- 
setzung die neue Anschrift zu erhalten, meist er- 
folglos. Die eigenen Nachforschungen der Unter- 
haltsberechtigten werden durch das Fehlen eines 
polizeilichen Meldewesens, insbesondere in den 
USA, aber auch in Kanada und Großbritannien, 
sehr erschwert. 


3. Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen 

a) Die Erfahrungen der Jugendämter bei der 
Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen ge- 
genüber Kindesvätern, die in den Heimat- 
staat zurückgekehrt sind, sind äußerst un- 
günstig. Auch die Einschaltung des Inter- 
nationalen Sozialdienstes und der deutschen 
Konsulate hat hieran nichts ändern können. 
Den Konsulaten stehen Zwangsmittel nicht 
zur Verfügung. 

b) Einzelne Abkommen bieten im Verhältnis zu 
einigen Entsendestaaten gewisse Erleichte- 
rungen. 

(1) Frankreich und die Niederlande sind wie 
Deutschland Vertragsparteien des UN- 
übereinkommens über die Geltendma- 
chung von Unterhaltsansprüchen im Aus- 
land vom 20. Juni 1956 (BGBl. 1959 II 
S. 150). Die Geltendmachung eines Unter- 
haltsanspruchs, den ein Berechtigter ge- 
genüber dem im anderen Vertragsstaat 
lebenden Verpflichteten besitzt, v/ird 
durch dieses Abkommen wesentlich er- 
leichtert, 

(2) Das Haager Übereinkommen vom 15. April 
1958 über die Anerkennung und Voll- 
streckung von Entscheidungen auf dem 
Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber 
Kindern (BGBl. 1961 II S. 1005) gilt im 
Verhältnis zu Belgien und den Nieder- 
landen. Die in einem Vertragsstaat ergan- 
genen Unterhaltsentscheidungen sind nach 
diesem Übereinkommen in dem anderen 
Vertragsstaat grundsätzlich anzuerkennen. 

(3) Bei der Vollstreckung von Unterhaltstiteln 
kommen außerdem zweiseitige Vollstrek- 
kungsabkommen (zur Zeit mit Belgien, in 
Kürze mit den Niederlanden) zur Anwen- 
dung. 

(4) Zwischen Kanada, dem Vereinigten König- 
reich und den Vereinigten Staaten von 
Amerika einerseits und Deutschland an- 
dererseits bestehen keine Abkommen, die 
eine Durchsetzung von Unterhaltsansprü- 
chen erleichtern könnten. In diesen Staa- 
ten begegnet die Durchsetzung von Rechts- 
ansprüchen unehelicher Kinder meist 
erheblichen rechtlichen, finanziellen und 
praktischen Schwierigkeiten und ist des- 
halb im allgemeinen wenig aussichtsreich. 

IV. 

Zusammenfassung 

1. Aufgrund der neuen Verträge erfolgen Mittei- 
lungen von Anschriften, Zustellungen und Ladun- 
gen durch oder über die Militärdienststellen 
aller Entsendestaaten in der Regel reibungslos. 
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solange sich der Angehörige der Stationie- 
rungstruppen im Militärdienst in Deutschland 
befindet. Nach der Rückversetzung in die Heimat 
treten Schwierigkeiten auf. 

2. Das NATO-Truppenstatut und das Zusatzabkom- 
men können als geeignete Grundlage für eine 
im wesentlichen befriedigende Durchführung ge- 
richtlicher Erkenntnisverfahren im Bundesgebiet 
angesehen werden. 

3. Diese Verbesserungen haben aber nicht dazu 
geführt, daß sich die Lage unehelicher Kinder 
von Mitgliedern ausländischer Streitkräfte tat- 
sächlich wesentlich gebessert hat. Die Zahl der 
freiwilligen Unterhaltsverpflichtungen ist nach 
wie vor gering. Selbst die freiwillige Anerken- 
nung führt in den meisten Fällen nur zu einer 
zeitweiligen Zahlung. Die Zwangsvollstreckung 
aus IJnterhaltstiteln ist bis auf Einzelfälle erfolg- 
los. Ohne die Möglichkeit einer Soldpfändung 
kann keine laufende Unterhaltszahlnng sicher- 
gestellt werden. Die in sehr wenigen Fällen 
möglichen Einzelpfändungen können einen 
Dauerunterhalt nicht gewährleisten. 

V. 

Folgerungen 

Die eigentliche Ursache für die unbefriedigende 
Lage der unehelichen Kinder von Mitgliedern aus- 
ländischer Streitkräfte liegt in den Schwierigkeiten 
der Zwangsvollstreckung. Eine gewisse Erleichte- 
rung für die Zeit der Stationierung in Deutschland 
würde sich ergeben, wenn der Sold der Mitglieder 
ausländischer Streitkräfte auf Anordnung eines 
deutschen Gerichts oder einer deutschen Behörde 
über den in Artikel 34 des Zusatzabkommens vor- 
gesehenen Umfang hinaus der Zwangsvollstreckung 
unterworfen Vv^erden könnte. Dies würde jedoch für 
Kanada, das Vereinigte Königreich und die Ver- 
einigten Staaten eine Änderung des innerstaatlichen 
Rechts erfordern. Die Bundesregierung sieht auch 
keine anderen Möglichkeiten, auf dem Wege einer 
Änderung des Zusatzabkommens eine stärkere 


rechtliche Sicherung der Ansprüche unehelicher Kin- 
der von Mitgliedern ausländischer Streitkräfte zu 
erreichen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
tatsächliche Verbesserung der mit dem vorliegenden 
Bericht geschilderten Lage dadurch erzielt werden 
kann, daß die bestehenden Verträge und verwal- 
tungsmäßigen Absprachen mit den Entsendestaaten 
im Geiste einer verständnisvollen Zusammenarbeit 
voll genutzt und verwirklicht werden. In diesem 
Sinne wird sich die Bundesregierung bemühen, bei 
den Militärbehörden aller Entsendestaaten zu errei- 
chen, daß sie 

1. den Unterhaltspflichtigen, die ihre Verpflichtung 
zur Unterhaltsleistung vor den deutschen Behör- 
den anerkannt haben, die Zahlung einer Gesamt- 
summe nahelegen; 

2. darauf hinwirken, daß die Unterhaltspflichtigen 
zur Befriedigung der Unterhaltsforderung einen 
Teil ihrer Bezüge unmittelbar an den Berechtig- 
ten auszahlen lassen. 

Gegenüber den amerikanischen Streitkräften wird 
die Bundesregierung sich dafür einsetzen, daß in 
den Dienstvorschriften des Heeres, der Marine und 
der Luftwaffe die vollstreckbaren Urkunden den 
Unterhaltsurteilen gleichgestellt werden. Dies würde 
nach den bisherigen Erfahrungen der deutschen 
Jugendämter die Geltendmachung und Durchsetzung 
von Unterhaltsforderungen erleichtern. 

Um die Verfolgung von Unterhaltsansprüchen im 
Ausland zu erleichtern, ist die Bundesregierung be- 
müht, über die in Abschnitt III unter Nummer 3 
Buchstabe b (1) bis (3) erwähnten Abkommen hin- 
aus weitere Vereinbarungen zu schließen, welche 
die Anerkennung und Vollstreckung deutscher Un- 
terhaltstitel im Ausland sicherstellen. Bis zum Ab- 
schluß solcher Vereinbarungen wird sich die Rechts- 
lage erheblich verbessern lassen, wenn es gelingt, 
in Musterprozessen vor ausländischen Gerichten für 
uns günstige Präzedenzentscheidungen zu erzielen. 
Die Bundesregierung prüft deshalb in jedem einzel- 
nen Fall, mit dem sie befaßt wird, ob er sich für 
einen Musterprozeß eignet. 


In Vertretung 

Carstens 



